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Haltung der Bundesregierung zur UNESCO 


Der Bundesminister des Auswärtigen - 011 - 300.14 - hat mit 
Schreiben vom 16. April 1985 die Kleine Anfrage namens der 
Bundesregierung wie folgt beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung 

a) die Effizienz der UNESCO-Programme, 

b) die Leistungsfähigkeit der UNESCO- Administration (auch im 
Vergleich zu anderen internationalen Organisationen), 

c) die Notwendigkeit und bisherige Leistung dieser inter- 
nationalen Organisation insgesamt? 


Zu Frage 1 a) 

Der ganz überwiegende Teil der UNESCO-Programme in den 
Bereichen Erziehung, Naturwissenschaften, Information, Sozial- 
wissenschaften, Kultur wird von uns - ebenso wie von der 
Gesamtheit der Mitgliedstaaten und von der westlichen Staaten- 
gruppe - hinsichtlich ihrer Ziele und ihrer Wirksamkeit positiv 
beurteilt. Besonders hohe Anerkennung finden seit Jahren insbe- 
sondere die naturwissenschaftlichen Programme in den Bereichen 
der Ozeanographie, Hydrologie und Geologie, das Umweltpro- 
gramm „Mensch und Biosphäre" sowie zahlreiche Arbeiten der 
UNESCO zum Beispiel bei der Alphabetisierung, der Bildungspla- 
nung und der Berufsausbildung, zur Förderung des naturwissen- 
schaftlichen Unterrichts und zur Rettung von Kulturdenkmälern. 
Kritisch sind dagegen auch hinsichtlich ihrer Effizienz diejenigen 
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Vorhaben zu beurteilen, die nach Auffassung der Bundesregie- 
rung aus politischen Gründen nicht fortgesetzt werden sollten 
(s. a. Antwort zu Fragen 2 und 2a). 

Zu Frage 1 b) 

Die Leistungsfähigkeit der Administration wird von der Bundes- 
regierung und der Mehrzahl der Mitgüedstaaten seit längerer Zeit 
in einer Reihe von Punkten kritisiert. Sie ist in einem zu hohen 
Maße zentralisiert, teüweise überbürokratisiert und wenig flexibel 
geworden. Auch die Verwaltung bei anderen VN- Sonderorgani- 
sationen weist ähnliche Mängel auf. Die Probleme bei der 
UNESCO sind in diesem Bereich jedoch derzeit besonders 
gewichtig, weil sie mit einer scharfen Kontroverse über Teüe des 
Programms zusammenfallen. 

Zu Frage 1 c) 

Die UNESCO erfüllt in den Feldern ihrer Zuständigkeit Aufgaben, 
die in dieser Konzentration von Fachleuten aus aller Welt nir- 
gendwo anders geleistet werden können. Ihre Tätigkeit dient 
heute in erster Linie der Dritten Welt. Die Programme der 
UNESCO sind daher für uns ein nützüches Element der Nord- 
Süd-Zusammenarbeit. Sie dienen aber auch direkt uns selbst: 
unserer wissenschaftlichen Forschung, unserem kulturellen Erbe 
und unserer sozialen Entwicklung. Die Bundesregierung hält 
daher die Tätigkeit der UNESCO in ihren Aufgabenfeldem ganz 
überwiegend für notwendig, ihre bisherige Leistung in vielen 
Punkten für eindrucksvoll. Umso mehr bedauert die Bundesregie- 
rung, daß die UNESCO wegen einiger Teüe ihrer Aktivitäten 
derzeit kritisch bewertet werden muß. 


2. Welche Programme der UNESCO sind innerhalb der Organisation 
aus politischen Gründen umstritten? 

a) Welche Haltung nimmt die Bundesregierung diesen Pro- 
grammen gegenüber ein? 

b) Wie hoch ist der Aufwand für diese Programme absolut und im 
Verhältnis zum Gesamthaushalt der UNESCO? 


Zu Frage 2 

Die seit Jahren insbesondere in den westlichen Ländern und auch 
in der Bundesrepublik Deutschland zunehmende Kritik an der 
UNESCO richtet sich, wie Bundesaußenminister Genscher in sei- 
nem Brief vom 17. Dezember 1984 an den Generaldirektor der 
UNESCO, Amadou Mahtar M'Bow, ausgeführt hat, gegen 

— eine nicht akzeptable politische Überfremdung der Sacharbeit, 

— die teüweise Entfernung der Organisation von ihrem Auf- 
gabenbereich, 

— Tendenzen zur Beeinträchtigung der Freiheit des Informations- 
flusses, 
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— die offenkundige Verletzung des Gebots sparsamer Haushalts- 
führung und effizienter Verwaltung. 

Dabei handelt es sich zum großen Teü nicht um das Arbeitspro- 
gramm, das von den Generalkonferenzen jeweüs für zwei Jahre 
beschlossen wird, sondern um die Flut der Resolutionen, die von 
der Generalkonferenz, dem Exekutivrat und anderen Konferen- 
zen der UNESCO jeweüs beschlossen wurden. Dabei werden 
häufig weltpolitische Probleme und Krisen zum Gegenstand nutz- 
loser und kontroverser Debatten gemacht. Auch war eine wach- 
sende Tendenz zu verzeichnen, die Verantwortung für kulturelles 
Leben und Informationswesen dem Staat zuzuweisen und damit 
die nach unserem Verfassungsverständnis unaufgebbare Freiheit 
von Kultur und Information in Frage zu stellen. Die letzte ordent- 
liche Generalkonferenz (Paris 1983) brachte hier bereits eine 
gewisse Mäßigung. Auf der nächsten Generalkonferenz (Sofia, 
Oktober bis November 1985) muß sich zeigen, ob sich diese 
Tendenz weiter durchsetzt. 

Die Vorwürfe politischer Überfremdung der Sacharbeit, einer 
Entfernung der UNESCO von ihrem Aufgabenbereich und einer 
Beeinträchtigung der Informationsfreiheit richten sich daneben 
auch gegen Teüe des Arbeitsprogramms, jedoch nur in begrenz- 
tem Umfang. Von den 14 Hauptprogrammen der UNESCO sind 
strittig im wesentlichen nur Teüe der nachstehenden Programme: 

I. Reflektion über Weltprobleme, zukunftsorientierte Studien 

III. Kommunikation im Dienste der Menschen 

VIII. Entwicklung: Konzepte, Methoden und Handlungsstrate- 
gien 

XIII. Frieden, Internationale Verständigung, Menschenrechte 
und Recht der Völker 

Die übrigen Hauptprogramme sind im wesentlichen imstrittig, 
müssen jedoch weiter auf Schwerpunkte konzentriert werden: 

II. Erziehung für aüe 

IV. Formulierung und Durchführung büdungspolitischer Maß- 
nahmen 

V. Erziehung, Ausbüdung und Geseüschaft 

VI. Die Wissenschaften und ihre Anwendung für die Entwick- 
lung 

VII. Informationssysteme und Zugang zum Wissen 

IX. Wissenschaft, Technik und Geseüschaft 

X. Menschliche Umwelt und Ressourcen des Landes und des 
Meeres 

XI. Kultur und Zukunft 

XII. Eliminierung von Vorurteüen, Intoleranz, Rassismus und 
Apartheid 

XIV. Status der Frau 
Zu Frage 2 a) 

Die Vorbehalte der Bundesregierung richten sich im einzelnen: 

Zu Hauptprogramm I 

gegen die Gefahr unnötiger politischer Kontroversen bei der Erör- 
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terung von Weltproblemen in der UNESCO, die in die Zuständig- 
keit anderer Fachgremien im VN- System gehören. Sie richten sich 
ferner gegen die allzu große Vielzahl bloßer Studien. 

Wir fordern hier 

— Beschränkung auf den Zuständigkeitsbereich der UNESCO, 

— Auswertung der vorhandenen Studien anstelle neuer Studien- 
aufträge. 

Zu Hauptprogramm III 

Die Bundesregierung sieht im Gegensatz zu den Verfechtern der 
Staatssouveränität über die Informationsmedien eine Neue Welt- 
informations- und Kommunikationsordnung (NWICO) als evolu- 
tionären Prozeß mit dem Ziel eines freien Informationsflusses und 
wendet sich daher gegen die Fortführung der ideologischen Dis- 
kussion über unvereinbare Positionen. Dagegen unterstützt sie 
unter Einsatz erheblicher freiwilliger Mittel den vom IPDC (Inter- 
national Program for the Development of Communication) geför- 
derten Aufbau einer Medien-Infrastruktur in der Dritten Welt. 

Zu Hauptprogramm VIII 

Zu fordern ist Vermeidung von Doppelarbeit und Respektierung 
der Zuständigkeiten der mit Entwicklungsfragen befaßten VN- 
Fachgremien, also Beschränkung auf die Untersuchung der kul- 
turellen Implikation der Entwicklungstheorien. 

Zu Hauptprogramm XIII 

Zum Bereich Menschenrechte sollte die politische und rechtliche 
Behandlung dieser Fragen wie auch eine Diskussion um „Rechte 
der Völker" den zuständigen Gremien der VN überlassen bleiben 
(6. Ausschuß VN-GV, Menschenrechtskommission). Dagegen ist 
die UNESCO für alle mit der Menschenrechtserziehung zusam- 
menhängenden Fragen zuständig. Abrüstung und Rüstungskon- 
trolle gehören nicht in die UNESCO. Unbestritten ist dagegen die 
Kompetenz der UNESCO für die Friedenserziehung und damit 
zusammenhängenden Fragen. 

Darüber hinausgehende Programme zur Friedenserhaltung, die 
übrigens meist auf östlich inspirierte „Friedensinitiativen" zu- 
rückgehen, sollten demgegenüber als nicht zum Aufgabenbereich 
der Organisation gehörend abgelehnt werden. 


Zu Frage 2 b) 

Der Aufwand für die umstrittenen Programme wird auf ca. 5 % der 
Gesamtausgaben geschätzt. 

Bei einem Gesamthaushalt für das Biennium 1984/1985 von rund 
374 Mio. US-Dollar entspricht dies einer Summe von rund 19 Mio. 
US-Dollar oder jährlich ca. 9,5 Mio. US-Dollar, einem zwar poli- 
tisch bedeutsamen, aber zahlenmäßig relativ geringen Betrag. 
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3. An welche Formen einer „künftigen Mitwirkung" in der UNESCO 
denkt die Bundesregierung, wenn sie dem Generaldirektor der 
UNESCO schriftlich mitteilt, „für die Zukunft der Organisation und 
für die künftige Mitwirkung der Bundesrepublik Deutschland" 
würden die von der 23. Generalkonferenz zu fassenden Beschlüsse 
maßgeblich sein? 


Zu dieser Frage ist eine Antwort erst möglich, wenn die Ergeb- 
nisse der 23. Generalkonferenz vorliegen. 


4. Welche Beschlüsse erwartet die Bundesregierung konkret von der 
23. Generalkonferenz und beabsichtigt sie, eigene Vorschläge vor- 
zulegen? 

Die Erwartungen der Bundesregierung, wie sie sinngemäß auch 
in dem schon genannten Brief von Bundesminister Genscher an 
Generaldirektor M'Bow vom 17. Dezember 1984 umschrieben 
wurden, sind: 

— In der Generalkonferenz sollte erreicht werden, daß die 
UNESCO künftig keine politischen Fragen behandelt, die in 
die Zuständigkeit anderer Organisationen, vor allem der VN 
selbst, fallen. 

— Das Arbeitsprogramm 1986/87 sollte nur solche Vorhaben ent- 
halten, über welche Konsens unter den Mitgliedstaaten er- 
reicht werden kann. Dabei sollte konkrete Hilfe für die Länder 
Afrikas, Asiens sowie Mittel- und Südamerikas im Bereich von 
Erziehung, Wissenschaft, Kultur und Medien im Vordergrund 
$tehen. 

— Die ideologische Debatte über eine „Neue Internationale Infor- 
mations- und Kommunikationsordnung" sollte beendet wer- 
den, und zwar auf der Basis der bisherigen Beschlüsse, wonach 
eine solche Ordnung ein kontinuierlicher Prozeß ist, der zu 
einem freien Fluß und einer weiteren, besser ausgewogenen 
Verbreitung von Informationen führt. 

— Der Haushalt der Organisation für 1986/87 muß so gestaltet 
werden, daß er von allen Mitgliedern, auch den wichtigsten 
Beitragszahlem, akzeptiert werden kann. 

— Die Tätigkeit des Sekretariats der UNESCO muß wesentlich 
effizienter werden, vor allem durch Dezentralisierung der Ent- 
scheidungen, bessere Evaluierung der Ergebnisse und Sen- 
kung der Kosten der Verwaltung zugunsten konkreter Pro- 
jekte. 

Darüber hinaus hat die Bundesregierung gemeinsam mit allen 
westlichen Staaten in den Sitzungen des Exekutivrats vom 
Oktober 1984 und Februar 1985 deutlich gemacht, daß sie eine 
Reduzierung in erster Linie des bürokratischen Apparats, erst in 
zweiter Linie des Arbeitsprogramms erwartet, um damit den Aus- 
fall des Beitrags der USA ab 1985 auszugleichen. Bei den unver- 
meidlichen Programmkürzungen tritt sie dafür ein, nicht linear, 
sondern gezielt vorzugehen. Eine Erhöhung des Jahresbeitrags 
zur UNESCO als Folge des Austritts von Mitgliedstaaten lehnt die 
Bundesregierung entschieden ab. 
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5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse der Exekutiv- 
rats- Sitzung der UNESCO vom Februar dieses Jahres? 


Die Ergebnisse der außerordentlichen Sitzung des Exekutivrats 
der UNESCO vom 12. bis 17. Februar 1985 werden von der 
Bundesregierung unterschiedlich bewertet. 

Positiv ist zu vermerken, daß anfängliche Befürchtungen, auf 
dieser Sitzung würden die Entwicklungsländer nach dem Austritt 
der USA und der Kündigung Großbritanniens eine schärfere Hal- 
tung gegenüber den Industrieländern einnehmen, sich nicht 
bestätigten. Dagegen hat sich eine eher nüchterne Einschätzung 
durchgesetzt, die letztlich von der Sorge vor dem Auseinander- 
fallen der UNESCO bestimmt war. 

So wurden 

— der Generaldirektor ermächtigt, die USA künftig als Ständige 
Beobachter zuzulassen, 

— die Frage, ob die USA nach ihrem Austritt noch den Beitrag für 
1985 schulden, offengelassen und 

— der Generaldirektor dazu auf Verhandlungen mit den USA 
verwiesen, anstatt wie zunächst erörtert, den Internationalen 
Gerichtshof anzurufen. 

Ebenso sind folgende Beschlüsse ein Fortschritt: 

— Der Beitragsausfall soll nicht durch Erhöhungen für andere 
Mitgliedstaaten ausgeglichen werden. 

— Der Generaldirektor wird aufgefordert, Einsparungen im Ver- 
waltungsbereich vorzusehen und auf der 121. Sitzung des 
Exekutivrats (9. Mai bis 21. Juni 1985) über die Finanzlage zu 
berichten. 

— Der Generaldirektor wird ferner aufgefordert, zum Programm- 
und Haushaltsentwurf 1986/87 Einsparungsvorschläge vorzu- 
legen. 

Negativ ist zu bewerten, daß ein von der Bundesregierung unter- 
stützter Vorschlag der nordischen Länder mit konkreten Forde- 
rungen für Konzentration und Prioritäten des Programms von der 
Mehrheit auf generelle Forderungen beschränkt wurde. Damit 
blieben zwei entscheidende Fragen weiterhin offen. 

Kritisch ist auch ein Beschluß einzuschätzen, bei notwendigen 
Entlassungen im Sekretariat die Personalquoten der Mitgliedstaa- 
ten nach dem geographischen Schlüssel zu beachten. Ein noch 
weitergehender Vorschlag der UdSSR, der die Entlassung von 
Amerikanern und die Nichteinstellung von Briten zum Ziel hatte, 
wurde allerdings abgewiesen. 

Nicht unterstützt hat die Bundesregierung auch einen Appell zur 
Leistung zusätzlicher freiwilliger Beiträge, da solche Beiträge den 
nötigen Reformdruck mindern. Die Ankündigung solcher Leistun- 
gen durch eine Reihe von Mitgliedstaaten weist zwar auf das 
Interesse der Dritten Welt an der Organisation hin, wird aber den 
Beitragsausfall nicht ausgleichen. 
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6. Welche Konsequenzen will die Bundesregierung ziehen, wenn die 
Beschlüsse der 23. Generalkonferenz den von der Bundesregie- 
rung aufgestellten Bedingungen nicht entsprechen? 

Die Ergebnisse der Generalkonferenz sind - bei einem Mitglie- 
derkreis von 160 Staaten - nicht vorherzusehen. Erst nach dem 
Ende der 23. Generalkonferenz kann über Folgerungen ent- 
schieden werden. 


7. Kann die Bundesregierung einen Austritt aus der UNESCO defi- 
nitiv ausschließen? 

Die Bundesregierung wird alles ihr Mögliche tun, damit dieser 
äußerste Fall nicht eintritt. 


8. Wie hoch sind die Mitgliedsbeiträge der Bundesrepublik Deutsch- 
land in der UNESCO in den vergangenen zehn Jahren gewesen? 

Die Bundesrepublik Deutschland hat in den zehn Jahren von 1975 
bis 1984 rund 236 Mio. DM an Pflichtbeiträgen gezahlt (genau: 
236125024,36 DM). Der Beitragssatz richtet sich nach dem sog, 
VN-Schlüssel. Danach war die Bundesrepublik Deutschland 1984 
mit 8,44 % des Budgets viertgrößter Beitragszahler nach den USA, 
der UdSSR und Japan. 


Beitragszahlungen 

der Bundesrepublik Deutschland an die UNESCO 
in den Jahren 1975 bis 1984 


1975 = 

5 483 456,00 US $ 

= 

13 775 887,17 DM 

= 

7,04 % 

1976 = 

5 483 456,00 US $ 

= 

14 254 243,87 DM 

= 

7,04 % 

1977 = 

8 295 105,00 US $ 

= 

19 658 966,28 DM 



Nach- 






forde- 






rung 

499 840,00 US $ 

= 

1 210 312,58 DM 

= 

7,67 % 

1978 = 

8 295 105,00 US $ 

= 

17 017 407,90 DM 

= 

7,67 % 

1979 = 

11078 760,00 US $ 

= 

20 391 939,53 DM 

= 

7,63 % 

1980 = 

11 078760,00 US $ 

= 

20 031 228,99 DM 

= 

7,63 % 

1981 = 

16 370 952,00 US $ 

= 

37 129 264,16 DM 

= 

8,22 % 

1982 = 

16 370 952,00 US $ 

= 

40 171 451,29 DM 

= 

8,22 % 

1983 = 

16 370 952,00 US $ 

= 

41 205 686,18 DM 

= 

8,22 % 

1984 = 

14 546 340,00 US $ 

= 



8,44 % 


davon nur gezahlt 






4 301 703,50 US $ 

= 

11278 636,41 DM 




236 125 024,36 DM 


Die Reduzierung des Jahresbeitrags für 1984 beruht auf einer 
Verrechnung mit Rückforderungsansprüchen aus früheren Jahren 
aufgrund von Wechselkursschwankungen. 
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9. Wie kommt die Bundesregierung zur Zeit ihren finanziellen Ver- 
pflichtungen gegenüber der UNESCO nach? 

a) Ist der Beitrag für 1985 bereits in voller Höhe bezahlt? 

b) Wenn nein, wann und wie soll der Beitrag gezahlt werden? 

c) Stellt die Bundesregierung hinsichtlich des Beitrags für 1985 
irgendwelche Verrechnungsansprüche? 

Zu Frage 9 

Die Bundesregierung hat für 1985 rd. 14,546 Mio. US-Dollar zu 
leisten. Sie wird diesen Beitrag abzüglich der Wechselkursüber- 
schüsse zahlen, sofern die vom Deutschen Bundestag beschlos- 
sene Teilsperre von 8 Mio. DM aufgehoben wird. 

Zu Frage 9 a) 

Nein. 

Zu Frage 9 b) 

Wie andere Hauptbeitragszahler auch entrichtet die Bundesregie- 
rung den Mitgliedsbeitrag nicht in einer Summe, sondern in vier 
Raten. ' ■ 

Zu Frage 9 c) 

Nach Kalkulationen der UNESCO stehen der Bundesrepublik 
Deutschland aus Wechselkursüberschüssen der Jahre 1981 bis 
1983 noch weitere (bisher nicht verrechnete) rd. 1 370 Mio. US- 
Dollar zu. Es ist daher beabsichtigt, den Beitrag 1985 von rd. 
14,546 Mio. US-Dollar um diesen Betrag zu kürzen. 


10. Wie viele Mittel und wie viele Programme sind von der UNESCO in 
die Bundesrepublik Deutschland zurückgeflossen bzw. in der 
Bundesrepublik Deutschland abgewickelt worden? 

Der finanzielle Beitrag der Bundesrepublik Deutschland ist wahr- 
scheinlich etwas höher als der finanzi elle Rückfluß in die Bundes- 
republik Deutschland, der sich im einzelnen nicht aufschlüsseln 
läßt. Es müßten neben direkten Zahlungen bzw. Beiträgen für 
einzelne Projekte auch Druck- und Beschaffungsaufträge der 
UNESCO an deutsche Firmen, die Honorare für wissenschaftliche 
Expertisen Deutscher und zahlreiche Berateraufträge sowie der 
Rückfluß aus den Gehältern deutscher UNESCO-Angestellter ein- 
gerechnet werden, die jedoch in ihrem Gesamtvolumen kurz- 
fristig nicht feststellbar sind. Nicht finanziell aus drückbar ist auch 
der immaterielle Gewinn, der aus den engen wissenschaftlichen 
Kontakten und aus zahlreichen erzieherischen, naturwissen- 
schaftlichen, technischen, informationstechnischen, sozialwissen- 
schaftlichen und kulturellen Beziehungen entsteht. 


11. Wie viele hauptamtliche deutsche Mitarbeiter und mit welchen 
Aufgaben werden heute in der UNESCO-Zentrale in Paris beschäf- 
tigt? 
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Derzeit sind bei der UNESCO 31 Deutsche aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland in Funktionen tätig, die dem deutschen höheren 
Dienst entsprechen. Bei insgesamt 848 vergleichbaren besetzten 
Posten entspricht dies einem Personalanteil von 3,7 %. Mit diesen 
Posten liegt die Bundesrepublik Deutschland am unteren Ende 
ihres der Beitragsquote von 8,44 % entsprechenden Sollstellen- 
rahmens (desirable ränge) von 29 bis 48 Posten. Allerdings ge- 
hören 20 der insgesamt 31 regulären UNESCO-Beamten aus der 
Bundesrepublik Deutschland der A 15/A 16 vergleichbaren Besol- 
dungsgruppe P 5 oder höher an. Von den sonstigen insgesamt 319 
nicht der geographischen Postenverteilung unterliegenden Posten 
sind 7 mit Deutschen aus der Bundesrepublik Deutschland 
besetzt. Ferner beschäftigt die UNESCO 46 beigeordnete Sach- 
verständige aus Sondermitteln, die von den jeweiligen Mitglieds- 
ländern für diesen Bereich zur Verfügung gestellt werden, darun- 
ter einen aus der Bundesrepublik Deutschland. 

Der Anteil von Mitarbeitern aus der Bundesrepublik Deutschland 
am allgemeinen Geschäftspersonal, das in der Regel am Sitz der 
Organisation oder bei den UNESCO-Außenstellen unmittelbar 
eingestellt wird, ist mit 9 von 1 544 gering. 


12. Welche politischen Stellungnahmen von UNESCO-Gremien sind 
von der Bundesregierung in den letzten Jahren bei Abstimmungen 
nicht mitgetragen worden? 

Die UNESCO arbeitet überwiegend mit dem Konsensprinzip. 
Dem liegt die Einsicht zugrunde, daß Beschlüsse um so leichter 
durchsetzbar sind, wenn alle Beteiligten ihnen zugestimmt haben. 
Die Delegationen der Bundesrepublik Deutschland bemühen sich 
deshalb stets um kompromißfähige Lösungen und halten ableh- 
nende Voten oder Stimmenthaltungen so gering wie möglich. 
Zugunsten des Konsensprinzips werden in der UNESCO häufig 
Bedenken nicht durch ein negatives Votum, sondern durch eine 
Vorbehaltserkärung ausgedrückt. 

Seit September 1980 (21. Generalkonferenz in Belgrad) sind ins- 
gesamt 35 Entscheidungen der Generalkonferenzen, des Exe- 
kutivrats und der Kulturkonferenz Mexiko 1982 nicht von der 
Bundesregierung mitgetragen worden. Sie betrafen ganz über- 
wiegend außenpolitisch kontroverse Fragen, auf deren Eliminie- 
rung sich die Reformvorschläge der Bundesregierung konzentrie- 
ren (vor allem Nahostfragen, daneben Namibia) sowie diejenigen 
kontroversen Programme, die im Zuge der Programmkonzentra- 
tion als nicht zu UNESCO gehörig reduziert werden sollten (s. a. 
Antwort zu Frage 2). Des weiteren betrafen sie die Budgetent- 
scheidungen. Eine Einzelaufstellung der 35 Abstimmungsthemen 
liegt als Anlage bei. 


13. Wie beurteilt die Bundesregierung die Entscheidung der US- 
Regierung, aus der UNESCO auszutreten? 
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Die Bundesregierung teilt eine Vielzahl der kritischen Vorbehalte, 
die die USA zum Austritt bewogen haben. Erst die nächste Gene- 
ralkonferenz im Herbst 1985 kann weitreichende Reformbe- 
schlüsse fassen. Die Bundesregierung hätte es deshalb gemein- 
sam mit ihren Partnern in der EG begrüßt, wenn die USA bis dahin 
von innen her an der Reform der Organisation mitgewirkt hätten. 
Auch nach dem Austritt der USA hält die Bundesregierung zur 
Regierung der USA in allen UNESCO betreffenden Fragen engen 
Kontakt. 


14. Haben Konsultationen zwischen der US-Regierung f der britischen 
Regierung einerseits und der Bundesregierung andererseits über 
die Frage des amerikanischen Austritts und die angekündigte 
Entscheidung der britischen Regierung über einen möglichen Aus- 
tritt aus der UNESCO stattgefunden? Wenn ja ( mit welchem Inhalt? 

15. Welche Anstrengungen hat die Bundesregierung unternommen, 
die US-Regierung und die britische Regierung zu einem Verbleib 
in der UNESCO zu bewegen? 

Die USA haben, ebenso wie die britsche Regierung, die Bundes- 
regierung vor ihren Entscheidungen über ihre Absichten infor- 
miert. Auf Beamtenebene finden ständig Konsultationen mit bei- 
den Regierungen statt. 

Auf politischer Ebene hat der Bundesminister des Auswärtigen im 
Dezember 1983 Außenminister Shultz gegenüber die Auffassung 
der Bundesregierung zum Ausdruck gebracht, daß die notwen- 
digen Reformen am besten durch eine aktive Mitarbeit innerhalb 
der Organisation zu erreichen seien. Nach der amerikanischen 
Entscheidung hat der Bundesminister in einem weiteren persön- 
lichen Schreiben Ende Dezember 1984 an Außenminister Shultz 
seiner Hoffnung Ausdruck gegeben, daß dieser Schritt nicht irre- 
parabel sei und der Wiedereintritt der USA in die UNESCO 
wieder möglich werden könne. 

Gegenüber der britischen Regierung hat u. a. Staatssekretär Dr. 
Ruhfus darauf hingewiesen, daß nach Auffassung der Bundes- 
regierung die Reform der UNESCO auch weiterhin von innen 
heraus wirksam betrieben werden sollte. Da Großbritannien seine 
endgültige Entscheidung von den Beschlüssen der 23. General- 
konferenz abhängig macht und bis dahin an den Reformbe- 
mühungen mitarbeitet, bleibt zu hoffen, daß diese Beschlüsse so 
ausfallen, daß Großbritannien seinen Austritt aus der UNESCO 
nicht vollziehen wird. 


16. Wie beurteilt die Bundesregierung die Ergebnisse der UNESCO- 
Studie des amerikanischen Rechnungshofes vom September 1984? 

Angesprochen ist hier die Schlußfassung der Studie des Govern- 
ment Accounting Office (GAO) der USA, veröffentlicht unter dem 
30. November 1984 (das Septemberdatum bezieht sich auf den 
Entwurf, der der UNESCO zur Stellungnahme zugeleitet wurde). 
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Der Bericht ist sachlich und gründlich und schlägt eine Reihe von 
sinnvollen Maßnahmen vor, mit der die Arbeit der UNESCO 
effizienter gestaltet werden kann. Auch in den Stellungnahmen 
der Bundesregierung ist eine Reihe dieser Punkte vorgetragen 
worden, so auf der 120. Exekutivratssitzung im Herbst 1984. Auch 
der GAO-Bericht kritisiert die zentralistische Struktur des Sekre- 
tariats, die Generaldirektor M'Bow von seinem französischen 
Amtsvorgänger Maheu übernommen hat. 

Der GAO-Bericht ruft im übrigen auch die Mitgliedstaaten auf, 
ihre Steuerungsfunktionen und Kontrollaufgaben statutengerecht 
wahrzunehmen. 


17. Wie beurteilt die Bundesregierung die seinerzeitige Stellung- 
nahme der amerikanischen UNESCO-Kommission zu dem geplan- 
ten Austritt der USA aus der UNESCO? 

Der Beschluß der USA zum Rückzug aus der UNESCO richtet sich 
im wesentlichen gegen einen quantitativ begrenzten, politisch 
jedoch brisanten Teü des Programms. Die Stellungnahme der 
amerikanischen UNESCO-Kommission hingegen bezieht sich auf 
die nicht strittige Mehrheit des Programms, das als erhaltungs- 
würdig angesehen wird. Die US-Regierung hat dieser Beurteüung 
insofern Rechnung getragen, als sie ihre Mitarbeit an einigen 
wichtigen Programmteilen in Aussicht gestellt hat. Dieser Ent- 
schluß der Regierung der USA ist zu begrüßen. 

Die Bundesregierung sieht sich im übrigen nicht veranlaßt, zu der 
internen amerikanischen Diskussion Stellung zu beziehen. 


18. Welche Maßnahmen schlägt die Bundesregierung innerhalb der 
UNESCO-Gremien vor, um den Beitragsausfall durch den Austritt 
der US-Regierung aus der UNESCO aufzufangen? 

Die Bundesregierung vertritt gemeinsam mit ihren westlichen 
Partnern einen Standpunkt, dem der Exekutivrat auf seiner letz- 
ten ordentlichen Sitzung gefolgt ist, daß nämlich der Beitragsaus- 
fall bei Austritt von Mitgliedstaaten aus der UNESCO durch 
Einsparungen auszugleichen ist, nicht durch Erhöhung der Bei- 
träge. 

Die Bundesregierung sieht sich nicht gehalten, hierzu konkrete 
und detaillierte Vorschläge zu unterbreiten. Diese vorzulegen 
wäre Aufgabe des Generaldirektors. 

Die Bundesregierung hat jedoch ihrer Auffassung Ausdruck gege- 
ben, daß Einsparungen in folgenden Bereichen möglich erschei- 
nen und notwendig sind: 

— Konzentration des Programms und Elimimerung von Pro- 
grammteüen, die keinen Konsens finden können und die Kom- 
petenz der UNESCO überschreiten, auch wenn diese Pro- 
gramme nur einen sehr geringen Haushaltsanteü haben; 

— Nichtbesetzung offener Stellen; 
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— Beschränkung der Publikationen auf solche, die wirkliches 
Interesse finden und auf die in ihnen angesprochenen und 
behandelten Regionen (Sprachenfragen) ; 

— Straffung und Reform der Öffentlichkeitsarbeit; 

— Verminderung der Anzahl der Veranstaltungen und/oder spar- 
samere Durchführung (über Herabstufung ihres Bedeutungs- 
grades). 


19. Ist die Bundesregierung angesichts des Ausfalls der US-Mitglieds- 
beiträge für die UNESCO ggf. bereit, ihren Mitgliedsbeitrag zu 
erhöhen? Wenn ja, in welcher Höhe? Wenn nein, warum nicht? 


Die Bundesregierung tritt in einem Zeitpunkt, der Einschränkun- 
gen selbst im eigenen sozialen Netz fordert, mit Nachdruck für 
reales Nullwachstum und insgesamt sparsamster Haushaltsfüh- 
rung in den internationalen Organisationen ein. Sie ist deshalb zu 
einer Erhöhung ihres Pflichtbeitrages zum Ausgleich des Ausfalls 
der US-Beiträge nicht bereit. 

Darüber hinaus würde eine solche Erhöhung dem Reformdruck 
entgegenwirken, der - auf dem Wege über Einsparungen - für 
eine Effizienzsteigerung, insbesondere in der Verwaltung, und für 
die Setzung von Prioritäten in Programmen wichtig ist. 

Ob gezielte Unterstützung durch freiwillige Leistungen außerhalb 
des regulären UNESCO-Budgets für wichtige Programme - 
Alphabetisierung, Wissenschaftsprogramme - nötig und möglich 
ist, wird sich nach Art und Umständen nur im Einzelfall später 
klären lassen. 


20. Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß eine Reform der 
UNESCO notwendig ist? 


Ja. 


21. Wenn ja, welche Vorschläge hat die Bundesregierung zur Reform 
der UNESCO entwickelt und innerhalb welcher Gremien der 
UNESCO vertreten und durchzusetzen versucht? 


Die Bundesrepublik Deutschland gehört zu den Mitgliedstaaten, 
die sich am aktivsten um Reformen bemüht haben. Die detaillier- 
ten Vorschläge der Bundesregierung zum Programm, aber glei- 


12 




Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 1 0/321 9 


chermaßen auch zu Strakturfragen und insbesondere zu den Bud- 
gettechniken, sind auf größtes Interesse nicht nur bei den west- 
lichen Partnern, sondern auch in der Gruppe der Dritten Welt 
gestoßen. Ihrer Stellungnahme wird erhebliches Gewicht bei- 
gemessen. 

Ihre Vorschläge hat die Bundesrepublik Deutschland zunächst auf 
der 22. Generalkonfererenz im Herbst 1983, dann bei der üblichen 
schriftlichen Konsultation der Mitgliedstaaten zum kommenden 
Programm im Frühjahr 1984 und schließlich auf der Herbst-Sit- 
zung des Exekutivrats 1984 eingebracht. In den vom General- 
direktor eingesetzten Arbeitsgruppen war die Bundesregierung 
an der Ausarbeitung der Empfehlungen zur Reform der Budget- 
techniken beteiligt. Eine Reihe der Vorschläge, die u. a. auf eine 
bessere Lesbarkeit und Handhabung des umfangreichen Pro- 
grammbudgets in der Organisation sowie in den Mitgliedstaaten 
abzielen, sind in die Reformkommissionsbeschlüsse des Exekutiv- 
rats 1984 und in den Entwurf eines neustrukturierten Haushalts- 
dokuments auf genommen worden. Die Umsetzung in das Arbeits- 
programm ist nunmehr die nächste Aufgabe. 


22. Sind im Zusammenhang mit der Beratung des Haushalts 1984/85 
der UNESCO von einem Mitgliedstaat politische oder administra- 
tive Forderungen gestellt worden? 

Seit Jahren fordern die zwölf westlichen Hauptbeitragszahler zu 
den Sonderorganisationen im VN-System (sog. Genfer Gruppe) 
unter dem Eindruck nationaler Budgetprobleme mit teüweise 
gravierenden Kürzungen auch für internationale Organisationen 
äußerste Sparsamkeit. Sie haben in den Budgets der VN-Organi- 
sationen ab 1981 reales Nullwachstum sowie weitestmögliche 
Absorption inflations- und wechselkursbedingter Kosten verlangt. 

Für den Haushalt 1984/85 bei UNESCO wurde diese Forderung 
von der Genfer Gruppe bereits bei den 1982er Beratungen über 
den mittelfristigen Plan (1984 bis 1989) erhoben und bei den 
Budgetberatungen 1984/85 seit Beginn 1983 mehrfach vorge- 
bracht. 

Die Mehrheit der UNESCO-Mitglieder hat dieses Verlangen 
jedoch abgelehnt. Für das Programmbudget 1984/85 wurde, bei 
einer Gegenstimme und acht Enthaltungen, die zusammen 
54,37 % der Beiträge aufbringen, ein reales Wachstum von 3,8 % 
beschlossen (zum Vergleich: WHO -0,3%, FAO +0,6%, ILO 
+ 1,8%). 

Die Delegation der Bundesrepublik Deutschland hat gemeinsam 
mit verschiedenen anderen westlichen Staaten gefordert, daß die 
Tagungen der UNESCO-Generalkonferenz aus Gründen sparsa- 
mer Wirtschaftsführung und Steigerung der Arbeitseffizienz nur 
noch am Sitzort der Organisation stattfinden. Dennoch wurde die 
23. Generalkonferenz erneut wie schon die 21. Generalkonferenz 
nach auswärts (Sofia, Bulgarien) vergeben. Die bulgarische Regie- 
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rang hat allerdings zugesagt, die dem UNESCO-Sekretariat ent- 
stehenden Mehrkosten zu erstatten. 


23. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die Mitgliedschaft 
der Bundesrepublik Deutschland in der UNESCO auch in Zukunft 
notwendig ist? 


Ja, in der Erwartung, daß die ebenso notwendige Reform der 
UNESCO gelingt. 


24. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß mit einem neuen 
Generalsekretär der UNESCO Reformbemühungen vereinfacht 
würden? 

Die an die UNESCO gerichteten Forderungen richten sich nur zu 
einem Teil unmittelbar an den Generaldirektor und das Sekre- 
tariat. Die politisch entscheidenden Fordeningen richten sich in 
erster Linie an die Mitgliedstaaten. Die Bundesregierung ist sich 
dabei des Einflusses bewußt, den der Generaldirektor ausübt. 


25. Finden Konsultationen zwischen der Bundesregierung und der 
französischen Regierung über die Situation und die weitere Ent- 
wicklung der UNESCO statt? Wenn ja, mit welchem Inhalt? 

Die Bundesregierung steht in ständigem und engem Kontakt mit 
der französischen Regierung, sowohl zwischen den zuständigen 
Ministem als auch zwischen den verantwortlichen Beamten. Es 
geht dabei um eine möglichst enge Abstimmung der Standpunkte 
und Forderungen. Auch Frankreich tritt für Reformen der 
UNESCO von innen her ein. Allerdings hat sich die französische 
Regierung unter anderem deshalb eine gewisse Zurückhaltung 
auferlegt, weil Frankreich Sitzland der Organisation ist. 


26. Wird sich die Bundesregierung selbst an der „Weltkonferenz über 
Arbeitsbedingungen und Sicherheit von Journalisten", die mit 
Unterstützung der UNESCO 1985 in Mexiko stattfindet, beteiligen? 

27. Wenn nein, wird sie eine deutsche Delegation zu dieser Konferenz 
befürworten? 


Nach den der Bundesregierung vorliegenden Informationen ist es 
unwahrscheinlich, daß diese Konferenz zustande kommen wird. 
Generaldirektor M'BoW hat in einer Erklärung vor dem Exekutiv- 
rat am 5. Oktober 1984 eine finanzielle Unterstützung des Vor- 
habens seitens der UNESCO ausgeschlossen. Er hat dabei ausge- 
führt, die Haltung der UNESCO sei stets gewesen, „daß Fragen 
der Arbeitsbedingungen von Journalisten durch die Journalisten 
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selbst gelöst werden sollten", und der Hoffnung Ausdruck gege- 
ben, daß die Berufsverbände zu einer Einigung untereinander 
kommen mögen. Dies ist eine begrüßenswerte Klarstellung der 
Haltung der UNESCO. 

\ 

Sollte die Konferenz wider Erwarten zustande kommen, wird sich 
die Bundesregierung nicht beteiligen, da es sich um eine Kon- 
ferenz von Nicht-Regierungsorganisationen (NGO) handeln 
würde. Es wäre dann Sache der deutschen Berufsverbände, über 
eine eventuelle Beteiligung zu entscheiden. 


Anlage 

615-610.05 Bonn, den 6. März 1985 

Entscheidungen der 21. und 22. sowie der 4. a. o. Generalkon- 
ferenz, der 112. bis 119. ordentlichen und der 4. a. o. Sitzung des 
Exekutivrats und der Weltkulturkonferenz Mexiko 1982, die nicht 
von der Bundesregierung mitgetragen wurden (22 Gegenstimmen 
und 13 Enthaltungen) 

1. Nahostfragen (16 Resolutionen) 

6 Resolutionen, in denen Israel wegen Ausgrabungen in Jeru- 
salem verurteilt wird (3 Gegenstimmen, 3 Enthaltungen); 

4 Resolutionen, in denen das Erziehungswesen und Kultur- 
leben in den israelisch besetzten, arabischen Gebieten kritisiert 
wird (3 Gegenstimmen, 1 Enthaltung); 

1 Resolution betr. Zusammenarbeitsvertrag zwischen UNESCO 
und der Islamic States Broadcasting Organization (Enthaltung); 

2 Resolutionen betr. kulturelles Erbe und kulturelle Identität 
des palästinensischen Volkes (1 Gegenstimme, 1 Enthaltung); 

1 Entscheidung des Menschenrechtskomitees des Exekutivrats, 
Antrag zur Prüfung zuzulassen, in dem Israel wegen Men- 
schenrechtsverletzung im Libanonkrieg vertirteüt werden 
sollte (Enthaltung); 

1 Resolution betr. Internationale Konferenz über Palästinafrage 
(Enthaltung); 

1 Resolution der Weltkulturkonferenz „Kultur und Gesell- 
schaft“, die sich gegen „israelische Aggression" wendet 
(Gegenstimme). 
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2. Kritik am Austritt der USA: 

Gegenstimme, da nicht zugleich auf die Notwendigkeit von 

Reformen hingewiesen wurde. 

3. Abhaltung der 23. GK in Sofia: 

Gegenstimme. 

4. Namibia 

2 Resolutionen der Weltkulturkonferenz (Gegenstimme). 

5. Programmresolutionen: (5 Resolutionen) 

— „Kultur und nationale Souveränität“ (Weltkulturkonferenz) 
— Gegenstimme; 

— „Kultur und Demokratie" (Weltkulturkonferenz) - Gegen- 
stimme; 

— UNESCOs Beitrag zum Frieden - Enthaltung; 

— Schaffung eines internationalen Instruments zum Schutz der 
Folklore - Enthaltung; 

— Vorbereitung einer Konvention über Wissenschaft und 
Technologie - Gegenstimme; 

— Resolution über den McBride-Bericht (Internationale Kom- 
mission für das Studium der Kommunikationsprobleme und 
Elemente einer neuen Weltinformationsordnung — Vor- 
behalte; 

— Vorbehalte gegen bestimmte Paragraphen einzelner Pro- 
grammresolutionen (so zu 22-Res. 13.1 „Frieden, Internatio- 
nale Verständigung, Menschenrechte und Recht der 
Völker"). 

6. Budget: 

Die Bundesrepublik Deutschland hat gegen 6 Resolutionen zu 

Budgetfragen gestimmt und sich bei 3 weiteren enthalten: 

— Verabschiedung des Haushalts 1981 bis 1983 (Enthaltung); 

— Haushaltsvoranschlag für 1984 bis 1985 - Gegenstimme; 

— Haushaltsentwurf für 1984 bis 1985 - Gegenstimme; 

— Annahme des Haushalts 1984 bis 1985 (Enthaltung wegen 
angenommenen Kompromißvorschlags der nordischen 
Staaten); 

— Resolution über Mittelzuweisungen für 1984 bis 1985 (Ent- 
haltung) ; 

— Gegenstimme jeweüs gegen eine Resolution zu 
— Budgetierungsmethoden 

— zusätzliche Kosten für das Stipendienprogramm 

— zusätzliche Kosten für den Ausbau der Konferenz- 
gebäude. 

7. Erhöhung del Mitgliederzahl des Exekutivrats (Gegenstimme). 

8. Erhöhung der Mindestqouten des Personalanteils der kleinen 

Beitragszahler am Sekretariat der UNESCO: (Gegenstimme in 

der Kommission - im Plenum Vorbehaltserklärung zum 

Konsens). 
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